


Satzung des Vereins Bürgerforum Mensch Natur 
in der Fassung vom xx. xxxx 2026

§1 Name, Sitz, Eintragung, Geschäftsjahr
(1) Der Verein trägt den Namen 
Bürgerverein für Natur, Mensch und Landschaft Rottweil 
(2) Sitz des Vereins ist 72189 Vöhringen (Postfach 1122, 72187 Vöhringen)
(3) Er soll in das Vereinsregister eingetragen werden und führt danach den Zusatz „e.V.“.
(4) Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.

§ 2 Vereinszweck
(1)  Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.
(2) Zweck des Vereins ist die Förderung des Natur- und Artenschutzes, des Landschaftsschutzes, der Schutz von Mensch und Umwelt, die Förderung eines schonenden Umgangs mit natürlichen Ressourcen (Wasser, Pflanzen, Boden, Luft), sowie der Schutz von Denkmälern, um diese Schutzgüter für künftige Generationen zu erhalten. Der Verein setzt sich für den Schutz von Natur, Mensch, Tierarten und Landschaft ein. Er verfolgt dabei das Ziel, Beeinträchtigungen von Natur, Landschaft und Lebensqualität zu vermeiden und Vorhaben, die diese Schutzgüter beeinträchtigen können, kritisch zu begleiten. Der Verein setzt sich auch kritisch mit der Auswirkung von Windkraftanlagen auf die Natur, den Menschen, Tierarten und die Landschaft auseinander. 
(3) Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch:
a. den Einsatz für den Erhalt von Wäldern und natürlichen Lebensräumen,
b. den Schutz der darin lebenden Tier- und Pflanzenarten,
c. die Förderung eines verantwortungsvollen Umgangs mit Natur und Landschaft,
d. die Information und Aufklärung der Öffentlichkeit über Auswirkung von Eingriffen in Natur und Landschaft,
e. die Beteiligung an Planungs- und Genehmigungsverfahren im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten,
f. die Organisation von Veranstaltungen, Informationsangeboten und Aktionen,
g. dem Vereinszweck dienenden Kommunikationsmaßnahmen aller Art,
h. legale Einflussnahme auf politisch Verantwortliche und Verwaltungsgremien, auch auf überregionaler Ebene,
i. Führung oder finanzielle Unterstützung dem Satzungszweck dienender Rechtsstreitigkeiten / Verwaltungsklagen, Einlegung von Rechtmitteln,
j. Verhinderung von Industrieanlagen in schützenswerten Gebieten,
k. die Koordination sowie die Unterstützung von Aktivitäten von Bürgerinitiativen gegen Windkraftanlagen in der Region Schwarzwald-Baar-Heuberg, soweit diese im Verein mit Mitgliedern vertreten sind.
§ 3 Selbstlosigkeit und Mittelverwendung
(1) Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.
(2) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.
(3) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.
(4) Zu Darlehen oder Sacheinlagen an den Verein, die im Eigentum der Mitglieder verbleiben sollen, sind schriftliche Nutzungsvereinbarungen zu schließen.

§ 4 Mitglieder
(1) Mitglieder des Vereins können alle natürlichen Personen ab 16 Jahren und juristische Personen werden, die seine Ziele unterstützen.
(2) Der Aufnahmeantrag ist in unterzeichneter Form oder in Textform an den Vorstand zu stellen.
(3) Voraussetzung für die Mitgliedschaft ist die Angabe einer gültigen E-Mailadresse im Aufnahmeantrag, da die gesamte Kommunikation des Vereins auf elektronischem Weg erfolgt. 
(4)  Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand nach freiem Ermessen.
Ein Anspruch auf Aufnahme besteht nicht. Die Ablehnung eines Aufnahmeantrags muss nicht begründet werden.
(5) Die Mitgliederversammlung entscheidet bei einer Ablehnung durch den Vorstand grundsätzlich und endgültig über die Aufnahme.
(6) Juristische Personen sind als Mitglieder ebenfalls zugelassen. Juristische Personen haben durch ihren gesetzlichen Vertreter (Vorstand, Geschäftsführer/in) Stimmrecht in der Mitgliederversammlung.
(7) Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss oder Tod. Bei juristischen Personen durch deren Auflösung.
(8) Der Austritt eines Mitgliedes ist jederzeit mit einer Frist von zwei Wochen möglich. Er erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorsitzenden. Maßgeblich für die Zwei-Wochen-Frist ist der Zugang beim Vorsitzenden.
(9) Jedes Mitglied ist verpflichtet, die Ziele und Interessen des Vereins zu fördern und alles zu unterlassen, was dem Vereinszweck zuwiderläuft oder das Ansehen des Vereins beeinträchtigt.
(10) Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstands ausgeschlossen werden, wenn es
– vorsätzlich oder grob fahrlässig gegen die Satzung oder die Interessen des Vereins verstößt,
– den Vereinszweck aktiv beeinträchtigt oder bekämpft,
– das Ansehen des Vereins in der Öffentlichkeit schädigt,
– innerhalb des Vereins wiederholt Unfrieden stiftet. 
Dem Mitglied muss vor der Beschlussfassung Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben werden. Gegen den Beschluss zur Ausschließung kann innerhalb einer Frist von sechs Wochen nach Mitteilung des Ausschlusses Berufung eingelegt werden, über die die nächste Mitgliederversammlung entscheidet.

§ 5 Beiträge
(1) Vereinsbeiträge werden von den Mitgliedern nicht erhoben. Der Verein finanziert sich durch eigene Aktivitäten sowie durch Spenden. 
(2) Die Mitgliederversammlung kann zukünftig eine Beitragsordnung verabschieden, die Art, Umfang und Fälligkeit der Beitragsleistungen regelt. Die Mitglieder zahlen dann Beiträge nach Maßgabe der Beschlüsse der Mitgliederversammlung. Zur Festlegung der Beitragshöhe und -fälligkeit ist eine einfache Mehrheit der in der Mitgliederversammlung anwesenden stimmberechtigten Vereinsmitglieder erforderlich.
§ 6 Organe
Organe des Vereins sind
a) die Mitgliederversammlung
b) der Vorstand

§ 7 Mitgliederversammlung
(1) Die Mitgliederversammlung ist das oberste beschlussfassende Organ des Vereins.
(2) Die Mitgliederversammlung findet mindestens einmal im Jahr statt. 
(3) Die Einladung zur Mitgliederversammlung erfolgt per E-Mail an die Mitglieder sowie zusätzlich durch Bekanntgabe auf der Website des Vereins durch den Vorstand unter Wahrung einer Einladungsfrist von mindestens vier Wochen bei gleichzeitiger Angabe der Tagesordnung. Die Frist beginnt mit dem auf die Versendung der Einladungs-E-Mail folgenden Tag. Die Einladung gilt dem Mitglied mit diesem Tag als zugegangen.
(4) Jedes Mitglied ist verpflichtet, dem Vorstand Änderungen seiner Postanschrift und seiner E-Mail-Adresse unverzüglich mitzuteilen. Einladungen und sonstige Mitteilungen des Vereins, die an die zuletzt vom Mitglied mitgeteilte E-Mail-Adresse oder Postanschrift versandt werden, gelten als ordnungsgemäß zugegangen. Ein unterbliebener Zugang aufgrund einer vom Mitglied nicht mitgeteilten Änderung seiner Kontaktdaten berührt die Wirksamkeit der Einladung und der in der Mitgliederversammlung gefassten Beschlüsse nicht.
(5) Hybride Versammlungen im Rahmen der Regelungen des BGB sind möglich.
(6) Beschlüsse können auch in Textform gefasst werden. Dazu wird die Beschlussvorlage allen Mitgliedern per E-Mail oder in anderer geeigneter elektronischer Form mit einer Frist von vier Wochen zur Stimmabgabe vorgelegt. Stimmabgaben, die nicht bis zum Ende der Frist beim Verein eingehen, gelten als Enthaltungen. Bei besonderer Eilbedürftigkeit kann die Frist auf 10 Tage verkürzt werden. Auf die Eilbedürftigkeit muss in der Einladung gut erkennbar hingewiesen werden. 
(7) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn es das Vereinsinteresse erfordert oder wenn die Einberufung von 25% der Vereinsmitglieder schriftlich und unter Angabe des Zweckes und der Gründe verlangt wird.
(8) Jede satzungsmäßig einberufene Mitgliederversammlung ist beschlussfähig – ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Vereinsmitglieder.
(9) Die Mitgliederversammlung fasst ihre Beschlüsse (mit Ausnahme von Satzungsänderungen und bei Auflösung des Vereins) mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt.
(10) Mitgliederversammlungen sind nicht öffentlich. Nichtmitglieder können auf Antrag durch Beschluss des Vorstandes zur Teilnahme zugelassen werden.
(11) Jedes Mitglied hat eine Stimme. Das Stimmrecht kann durch schriftliche Vollmacht auf ein anderes Mitglied übertragen werden. Die Vollmacht ist nur gültig, wenn sie dem Vorstand vor Beginn der Mitgliederversammlung vorgelegt wurde. Kein Mitglied darf aber mehr als drei Stimmen auf sich vereinen. Die eigene und die übertragenen Stimmen können nur einheitlich abgegeben werden. Die Stimmrechtsübertragung kann nur für die jeweilige Mitgliederversammlung insgesamt erteilt werden.
(12) Die Mitgliederversammlung als das oberste beschlussfassende Vereinsorgan ist grundsätzlich für alle Aufgaben zuständig, sofern spezielle Aufgaben gemäß dieser Satzung nicht einem anderen Vereinsorgan übertragen wurden.
(13) Ihr sind insbesondere die Jahresrechnung und der Jahresbericht zur Beschlussfassung über die Genehmigung und die Entlastung des Vorstandes vorzulegen.
(14) Sie bestellt zwei Kassenprüfer, die weder dem Vorstand noch einem vom Vorstand berufenen Gremium angehören und auch nicht Angestellte des Vereins sein dürfen, um die Ordnungsmäßigkeit der Kassenführung und die Einnahme-/ Überschussrechnung zu prüfen und über das Ergebnis vor der Mitgliederversammlung zu berichten.
(15) Die Mitgliederversammlung entscheidet auch über:
· Strategie und Aufgaben des Vereins
· Beteiligungen
· Aufnahmen von Darlehen
· Mitgliedsbeiträge
· alle Geschäftsordnungen des Vereins
· Satzungsänderungen
· Auflösung des Vereins.

§ 8 Der Vorstand
(1) Der Vorstand besteht aus mindestens vier Mitgliedern, 
· der/dem Vorsitzenden,
· der/dem stellvertretenden Vorsitzenden,
· dem/der Schriftführer/in und
· dem/der Kassenwart/in.
(2) Der Verein wird durch je zwei Mitglieder des Vorstands gemeinsam gerichtlich und außergerichtlich vertreten.
(3) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei Jahren gewählt.
(4) Die Wiederwahl der Vorstandsmitglieder ist möglich.
(5) Die Mitglieder des Vorstandes bleiben so lange im Amt, bis ein neuer Vorstand gewählt worden ist.
(6) Der Vorsitzende wird von der Mitgliederversammlung in einem besonderen Wahlgang bestimmt.
(7) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. Ein Vorstandsbeschluss kann in Textform gefasst werden.
(8) Die Haftung der Vorstandsmitglieder gegenüber dem Verein und seinen Mitgliedern ist auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit beschränkt.

§ 9 Satzungsänderungen
(1) Für den Beschluss über Satzungsänderungen ist eine Dreiviertelmehrheit der erschienenen Vereinsmitglieder erforderlich.
(2) Über Satzungsänderungen kann in der Mitgliederversammlung nur abgestimmt werden, wenn auf diesen Tagesordnungspunkt bereits in der Einladung (im Rahmen der satzungsgemäßen Frist) zur Mitgliederversammlung hingewiesen wurde und der Einladung der bisherige und der vorgesehene neue Satzungstext beigefügt sind.
(3) Satzungsänderungen, die von Aufsichts-, Gerichts- oder Finanzbehörden aus formalen Gründen verlangt werden, kann der Vorstand von sich aus vornehmen. Diese Satzungsänderungen müssen allen Vereinsmitgliedern sofort schriftlich mitgeteilt werden.

§ 10 Unterzeichnung von Beschlüssen
Die in Mitgliederversammlungen und in Vorstandssitzungen gefassten Beschlüsse sind schriftlich niederzulegen und vom Vorstand zu unterzeichnen.

§ 11 Datenschutz
(1) Im Rahmen der Mitgliederverwaltung werden von den Mitgliedern folgende Daten erhoben: Name, Vorname, Anschrift, E-Mailadresse, Telefonnummer, Geburtsdatum. Diese Daten werden im Rahmen der Mitgliedschaft verarbeitet und gespeichert.
(2) Die Daten der Mitglieder werden nur insoweit weitergegeben, als dies zur Vereinsführung zwingend notwendig ist. 
(3) Darüber hinaus veröffentlicht der Verein die Daten seiner Mitglieder intern wie extern nur nach entsprechenden Beschlüssen der Mitgliederversammlung und nimmt die Daten von Mitgliedern aus, die einer Veröffentlichung widersprochen haben.
§ 12 Auflösung des Vereins und Vermögensbindung
(1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung beschlossen werden, die ausdrücklich zu diesem Zweck einberufen wurde. Der Beschluss bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen gültigen Stimmen der anwesenden Mitglieder. 
(2) Scheiden sämtliche Vorstandsmitglieder aus ihrem Amt aus und kann kein neuer Vorstand gewählt werden, ist jedes Mitglied berechtigt, beim zuständigen Amtsgericht die Bestellung eines Notvorstands gemäß § 29 BGB zu beantragen.
(3) Der Notvorstand hat unverzüglich eine Mitgliederversammlung einzuberufen, in der über die Wahl eines neuen Vorstands oder die Auflösung des Vereins zu beschließen ist.
(4) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an den DSGS e.V. (Deutsche Schutzgemeinschaft Schall für Mensch und Tier), 52372 Kreuzau, der die Mittel unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat. Ausgenommen sind Darlehen oder Sacheinlagen, die vertraglich im Eigentum der Mitglieder verbleiben und dem Verein nur auf Zeit zur Verfügung gestellt werden. 

Sulz am Neckar, den xx. xxx 2026
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